
 
 
 
 
 
Notfalldatenmanagement: Einigung erzielt 
 
Gemeinsame Selbstverwaltung löst ihre Aufgaben – 
jetzt ist die Industrie am Zug  
 
Berlin, 20. Dezember 2017 – Die ärztliche Vergütung des 
Notfalldatenmanagements ab 1. Januar 2018 steht fest. Eine Einigung 
erzielten am Dienstag in Berlin der GKV-Spitzenverband und die 
Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) im Rahmen des Erweiterten 
Bewertungsausschusses. Der einstimmig getroffene Beschluss sieht 
die Einführung von drei neuen Gebührenordnungspositionen im 
Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) vor. Sie beziehen sich auf die 
Erstellung, Aktualisierung und die Löschung von Notfalldatensätzen. 
Da es sich um neue Leistungen handelt, erfolgt die Vergütung zunächst 
für einen Zeitraum von drei Jahren extrabudgetär.  
 
Mit ihrem Beschluss hat die Gemeinsame Selbstverwaltung die 
Grundlagen geschaffen für die Umsetzung von Vorgaben im E-Health-
Gesetz. Sie sehen vor, dass die elektronische Gesundheitskarte (eGK) 
Anwendungen unterstützen soll, die das Erheben, Verarbeiten und 
Nutzen von medizinischen Daten für die Notfallversorgung 
(Notfalldatensätze) ermöglichen.  
 
Beide Vertragspartner stellen fest, dass mit dem erfolgreichen Ende 
der Vorarbeiten nun die Industrie am Zuge ist. Sie muss die 
notwendigen Geräte-Updates entwickeln, testen und den Praxen zur 
Verfügung stellen, damit das Notfalldatenmanagement technisch auch 
durchgeführt werden kann. Die Vergütung der technischen 
Komponenten für das Notfalldatenmanagement regelt die Vereinbarung 
zur Finanzierung der Telematikinfrastruktur. Sie ist ebenfalls vom  
GKV-Spitzenverband und der KBV geschlossen worden.  
 
Die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV):  
Die KBV vertritt die politischen Interessen der rund 153.900 niedergelassenen und 
ermächtigten Ärzte und Psychotherapeuten auf Bundesebene. Sie ist der Dachverband der 
17 Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen), die die ambulante medizinische Versorgung für 
72 Millionen gesetzlich Versicherte in Deutschland sicherstellen. Die KBV schließt mit den 
gesetzlichen Krankenkassen und anderen Sozialversicherungsträgern Vereinbarungen, 
beispielsweise zur Honorierung der Ärzte und zum Leistungsspektrum der gesetzlichen 

 

  
 
                          

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kassenärztliche Bundesvereinigung 
Dezernat Kommunikation  
 

Herbert-Lewin-Platz 2, 10623 Berlin 
Postfach 12 02 64, 10592 Berlin 
Tel.: 030 / 4005-2202 
Fax: 030 / 4005-2290 
 

E-Mail: presse@kbv.de 
Internet: www.kbv.de 
 
GKV-Spitzenverband 
Stabsbereich Kommunikation  
 

Reinhardtstr. 28, 10117 Berlin  
Tel.: 030 / 206288-4201 
Fax: 030 / 206288-84201 
 

E-Mail: presse@gkv-spitzenverband.de 

Internet: www.gkv-spitzenverband.de 

P R E S S E M I T T E I L U N G 
 



 - 2 -  

Krankenkassen. Die KVen und die KBV sind als Einrichtung der ärztlichen Selbstverwaltung 
Körperschaften des öffentlichen Rechts. Mehr Informationen im Internet unter: www.kbv.de. 
 
Der GKV-Spitzenverband:  
Der GKV-Spitzenverband ist der Verband aller 112 gesetzlichen Kranken- und Pflegekassen. 
Als solcher gestaltet er den Rahmen für die gesundheitliche Versorgung in Deutschland; er 
vertritt die Kranken- und Pflegekassen und damit auch die Interessen der 72 Millionen 
Versicherten und Beitragszahler auf Bundesebene gegenüber der Politik, gegenüber 
Leistungserbringern wie Ärzten, Apothekern oder Krankenhäusern. Der GKV-Spitzenverband 
übernimmt alle nicht wettbewerblichen Aufgaben in der Kranken- und Pflegeversicherung auf 
Bundesebene. Der GKV-Spitzenverband ist der Spitzenverband Bund der Krankenkassen 
gemäß § 217a SGB V. Mehr Informationen im Internet unter: www.gkv-spitzenverband.de. 
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